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Nach dem erfolgreichen Start der Tagung junger Prozess-
rechtswissenscha!ler im letzten Jahr an der Universität 
zu Köln, luden dieses Jahr Prof. Dr. Roland Broemel und 
Prof. Dr. Olaf Muthorst von der Universität Hamburg so-
wie Prof. Dr. Paul Krell und Prof. Dr. Jens Prütting von 
der Bucerius Law School vom 30. September bis zum 01. 
Oktober in den Räumen der Bucerius Law School zur 2. 
Tagung junger Prozessrechtswissenscha!ler ein. Dokto-
randen, Habilitanden, Juniorprofessoren und Privatdo-
zenten aus Deutschland, Österreich, Italien und Polen 
diskutierten über das Prozessrecht in nationaler, europäi-
scher und globaler Perspektive. 

Die Keynote hielt die ehemalige EuGH-Richterin Prof. 
Dr. Ninon Colneric zum !ema „Geheimhaltung und 
faires Verfahren bei der Terrorismusbekämpfung – Die 
Kadi-Rechtsprechung des EuGH“. Professorin Colneric 
zeigte dabei das Spannungsfeld zwischen den Geheim-
haltungsinteressen der Nationalstaaten auf der einen 
und e#ektivem Rechtsschutz gegen Sanktionen aufgrund 
von UN-Resolutionen auf der anderen Seite auf. Dabei 
beleuchtete Sie auch das Verhältnis von Europa- und 
Völkerrecht. In der Praxis führe die wechselseitige Ver-
p$ichtung der Nationalstaaten, nachrichtendienstliche 
Erkenntnisse nur mit Zustimmung des die Information 
bereitstellenden Staates an Betro#ene sowie an die euro-
päischen Gerichte weiterzugeben, zu einer ungerechtfer-
tigten Beschneidung grundlegender Verteidigungsrech-
te der Betro#enen, denen auf UN-Ebene mangels eines 
übergeordneten Gerichts auch kein e#ektiver Rechts-
schutz gegen UN-Sanktionen zur Verfügung stehe. Hier-
in sehe der EuGH auch einen Verstoß gegen Ius cogens, 
sodass der Gerichtshof ausnahmsweise, vergleichbar mit 
der Solange-Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts, die Gültigkeit von UN-Resolutionen in Form von 
EU-Verordnungen überprüfe, solange auf Ebene der UN 
kein ausreichender Grundrechtsschutz gewährleistet sei.

Sodann folgten zwei weitere Grundlagenbeiträge von 
Dr. Katharina Reiling zum !ema „Introvertierte versus 
extrovertierte Normenkontrolle – Ein Verfassungspro-
zessrechtsvergleich zur Weiterentwicklung des Koope-
rationsverhältnisses europäischer Verfassungsgerichte“ 
sowie Maria Daniela Poli, Phd zum justiziellen Dialog 

 * Der Autor ist wissenscha%licher Mitarbeiter am Lehrstuhl für 
Strafrecht und Strafprozessrecht einschließlich ihrer internationalen 
und historischen Bezüge von Prof. Dr. Dr. Milan Kuhli der Universi-
tät Hamburg

in Europa. Während Reiling exemplarisch das schweize-
rische und österreichische Modell extrovertierter Nor-
menkontrolle in Form verfassungsgerichtlicher Normen-
kontrolle am Maßstab der europäischen Grundrechte, 
insbesondere der EMRK und der Grundrechtecharta 
erläuterte, zeigte Poli die tatsächliche Dimension jus-
tiziellen Dialoges anhand empirischer Forschung zu 
Rechtsvergleichung und internationaler Zusammenar-
beit innerhalb der europäischen Justiz, unter besonderer 
Berücksichtigung der italienischen Perspektive, auf.

Nach den Grundlagenbeiträgen folgten am zweiten Ver-
anstaltungstag, entsprechend der einjährigen Tradition 
der Tagung junger Prozessrechtswissenscha%ler, die je-
weils in Straf-, Verwaltungs- und Zivilprozessrecht auf-
geteilten Vortragspanel. 

Im Bereich Strafprozessrecht zog der Vortrag von Mag. 
Dr. Roland Pichler aus Wien zum !ema „Angri# auf die 
Freiheit: Aktuelle Entwicklungen zur Online-Durchsu-
chung in Österreich und Deutschland“ eine große Zuhö-
rerscha% an. Pichler referierte zunächst über das letztlich 
gescheiterte Vorhaben des österreichischen Gesetzgebers 
zur Implementierung eines auch in Deutschland in der 
Diskussion stehenden sog. Bundestrojaners und erläu-
terte den Standpunkt des Bundesverfassungsgerichtes 
zum Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit 
und Integrität informationstechnischer Systeme sowie 
den Gewährleistungsgehalt des in Österreich maßgebli-
chen Art. 8 EMRK. Er vertrat die Ansicht, dass einer ge-
setzlichen Verankerung der Online-Durchsuchung, so-
wohl in Deutschland als auch in Österreich, schon die 
technische Umsetzbarkeit der verfassungsrechtlichen 
Anforderungen entgegenstünde.

Weitere Vorträge innerhalb dieses Panels hielten: Kilian 
Wegner, LL.B. „Die Tarrico“-Entscheidung des europäi-
schen Gerichtshofs: Strafverfahrensregeln zu Gunsten 
des Beschuldigten unter dem E#ektivitätsdruck des Uni-
onsrechts; PD Dr. Stefanie Bock „Entscheidungsbegrün-
dungen und Unschuldsvermutung“; Christian Trent-
mann „Die Europäische Staatsanwaltscha% „ausgehend 
von Eurojust“ – Zu den dogmatischen Grundlagen und 
aktuellen Perspektiven einer Europäischen Staatsanwalt-
scha% (Art. 86 AEUV) im Lichte der Rolle und Funkti-
on von Eurojust (Art. 85 AEUV)“ sowie PD Dr. Dorothea 
Magnus „Besserer Opferschutz im Strafverfahren?“. 

Auch das Panel im Ö#entlichen Recht bot konstrukti-
ve Dialoge. Den abschließenden Vortrag der ö#entlich-
rechtlichen Diskussion der Tagung hielt Dr. hab. Woj-
ciech Piatek aus Posen. Sein Vortrag beschä%igte sich mit 
dem Ein$uss des Unionsrechts auf die Verwaltungsge-
richtsbarkeit aus polnischer Sicht. Dabei zweifelte Pia-
tek in seinem Referat an, ob es der Verwaltungsgerichts-
barkeit im Allgemeinen und in den einzelnen nationalen 
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Staaten überhaupt bedürfe. Ferner wurden die im Zu-
sammenhang von Verwaltungsverfahren betroffenen 
subjektiven Rechte und der Umgang mit diesen durch 
die Gerichte thematisiert. Piatek illustrierte zudem die 
Di#erenzen zwischen den verschiedenen verwaltungs-
rechtlichen Regelungen und deren Anwendbarkeit in den 
verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

Weitere Vorträge im Ö#entlichen Recht hielten: Dr. Ral-
ph Zimmermann, „Der ReNEUAL-Musterentwurf für 
ein EU-Verwaltungsverfahrensrecht– Denkanstöße für 
eine Fortentwicklung des deutschen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes?“; Dr. Pia Lange, „Der ö#entlich-recht-
liche Vertrag zwischen Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
und pacta sunt servanda – Die Möglichkeit der Nachver-
handlung als Lösungsmodell?“; Emanuel Manolas, LL.M., 

„Prozessuale Unabhängigkeitssicherung am Beispiel der 
Entwicklung der österreichischen Verwaltungsgerichts-
barkeit“ sowie Dr. Silvia Pernice-Warnke, LL.M., „Die Eu-
ropäisierung des Verwaltungsprozessrechts am Beispiel 
der Europäisierung der Klagebefugnis im Umweltrecht“.

Neben PD Dr. Dorothea Magnus im Strafprozessrecht, 
vertrat Prof. Dr. Franziska Weber, LL.M. die Universität 
Hamburg im zivilprozessrechtlichen Panel. !ema ih-
res Vortrages war die „Kollektive Rechtsdurchsetzung 
in Deutschland: Eine (erneute) Bedarfsanalyse im Lich-
te der Causa VW“. Weber plädierte für die Ausweitung 

der Möglichkeiten kollektiver Rechtsdurchsetzung unter 
Einbeziehung Rechtsökonomischer Erkenntnisse, die 
Fehlanreize bei der Umsetzung vermeiden könnten. Da-
bei ging sie auch auf den vom BMJV 2016 vorgelegten 
Referentenentwurf zur Einführung von Gruppenklagen 
ein. Angesichts der zunehmenden Verlagerung der kol-
lektiven Rechtsdurchsetzung auf EU-Staaten außerhalb 
Deutschlands, namentlich die Niederlande, sei es gebo-
ten auch national die Hürden kollektiver Rechtsdurch-
setzung abzubauen.

Weitere Vorträge im Zivilrecht hielten: PD Dr. Daniel Ef-
fer-Uhe, „Zur Möglichkeit der Übertragung der „Null-
hypothese“ bei der Beweiswürdigung aus dem Strafver-
fahren auf das Zivilverfahren“; Dr. Caspar Behme, „Der 
Beitrag der Schiedsgerichtsbarkeit zur Fortentwicklung 
des Rechts  – Überlegungen zur Verö#entlichung von 
Schiedssprüchen“; RAin Antje G.I. Tölle, „Kollektive 
Rechtsdurchsetzung in Deutschland – eine Bilanz nach 
elf Jahren KapMuG“ sowie Maurice Nürnberg, M.A., 

„Die europäischen Ein$üsse auf die außergerichtliche 
Beilegung von Verbraucherkon$ikten im Vergleich“.

Alle Beiträge werden im Laufe des nächsten Jahres, vo-
raussichtlich im zweiten Quartal, in einem gesonderten 
Tagungsband bei Mohr Siebeck erscheinen. Eine Fortset-
zung der Veranstaltungsreihe ist bereits in Planung. Der 
Termin wird noch bekannt gegeben.  

Im Sommersemester 2016 fand das Seminar „Studying 
and Experiencing US Law in Chicago“ statt (angeboten 
von Juniorprofessorin Dr. Mareike Schmidt, LL.M., Ju-
niorprofessur für Zivilrecht und rechtswissenscha!liche 
Fachdidaktik). Im Zentrum der Lehrveranstaltung stand 
die Auseinandersetzung mit der Rechtsvergleichung und 
dem US–amerikanischen Rechtssystem. Das Seminar 
war verbunden mit einer Studienreise an unsere Partner-
fakultät Loyola University Chicago School of Law. Mög-
lich gemacht wurde die Studienreise durch Unterstützung 
seitens des DAAD, der Alumni Universität Hamburg 
e. V., der Fakultät für Rechtswissenscha! sowie des För-
derkreises Rechtswissenscha!. Neben den eigenen Semi-
narvorträgen erhielten wir durch unsere Teilnahme an 
Kursen der Law School eine Einführung in die wichtigs-

 * Die Autorin ist Studentin der Rechtswissenscha% an der Universi-
tät Hamburg. 

ten Charakteristika des US-amerikanischen Rechts und 
der amerikanischen Kultur. Außerdem erwartete uns ein 
umfangreiches Besuchsprogramm durch welches wir die 
juristische Praxis erleben dur!en.

Die Veranstaltung wurde den vorherigen Erwartungen in 
jeder Hinsicht gerecht. Persönlich besuchte ich bereits vor 
dem Seminar Veranstaltungen zur Rechtsvergleichung 
und speziell auch über das „Common Law“. Doch ein tief-
gehendes Verständnis über die Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede gelang erst in diesem Seminar. Während 
der Ausbildung haben Studierende viel Kontant mit der 
nationalen oder dieser zumindest sehr ähnlichen Rechts-
ordnungen. Bereits das Verständnis der eigenen Rechts-
ordnung nimmt viele Jahre der Ausbildung ein. Dabei ge-
rät es verständlicherweise in den Hintergrund, dass für 
gleiche Probleme viele unterschiedliche Lösungen exis-
tieren. Das Seminar lehrte nicht nur über das US-ameri-
kanische System, sondern vielmehr über die Subjektivität 
von Recht. Dieser Besuch ermöglichte einen viel tieferen 
Einblick in das System als es jede Vorlesung oder eigene 
Recherche. Obwohl viele Fragen aufgrund der kurzen Zeit 
o#enblieben, hat der Aufenthalt viele Gedankenanstöße 
gegeben. Aus meiner Sicht gibt es im Nachhinein keinen 
besseren und e#ektiveren Weg der Rechtsvergleichung.
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